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									Gransee, 15.12.2025
Offener Brief
zur verbalen und körperlichen Gewalt an der Stadtschule Gransee

Sehr geehrter Herr Amtsdirektor,
Sehr geehrter Herr ehrenamtlicher Bürgermeister Hirtzel,
Sehr geehrter Herr Amtsausschussvorsitzender Utesch,
Liebe Bürger des Amtes Gransee und Gemeinden,

wir wenden uns mit diesem offenen Brief an Sie, weil uns der kürzlich geschehene Gewaltvorfall an der Stadtschule Gransee große Sorgen bereitet. Es handelt sich bereits um den zweiten Vorfall innerhalb von zwei Jahren. Besonders beunruhigt uns, dass die Art und Schwere des aktuellen Vorfalls eine Dimension erreicht hat, die wir so bisher nicht kannten – schon gar nicht im Grundschulbereich.
Wir schreiben diesen offenen Brief nicht nur als gewählte Stadtverordnete und Gemeindevertreter, sondern auch als Mütter und Väter, Omas und Opas, Tanten und Onkel. Er richtet sich nicht nur an Sie, sondern bewusst auch an die Öffentlichkeit, um das Thema in den Fokus der öffentlichen Diskussion zu rücken.

Schilderung des aktuellen Vorfalls
Uns liegt eine Mitschrift der 1. Sitzung der Elternvertreter im Hort vom 16.10.2025 vor, die uns von besorgten Eltern zugesandt wurde. Daraus geht hervor, dass ein Mädchen aus der 4. Klasse massiv bedroht und erpresst worden sein soll. Auf unsere Nachfrage hin wurde von einem betroffenen Elternteil bestätigt, dass zwei Mädchen – den Angaben zufolge syrischer Herkunft – die Aggressorinnen gewesen sein sollen.
Im Rahmen eines Schlichtungsversuchs soll eine deutsche Erstklässlerin von denselben gewaltbereiten Mädchen ebenfalls bedroht und sogar körperlich angegriffen worden sein. Dabei fielen laut Schilderung unter anderem Sätze wie:
„Ich steche dir mit dem Messer in dein hässliches Gesicht.“
Ein Mitarbeiter des Hortes hat auf Nachfrage in der Elternvertreterversammlung bestätigt, dass zunehmend aggressives Verhalten und sinkende Hemmschwellen bei Kindern in Hort und Schule zu beobachten seien.

Bezug zu früheren Vorfällen und Umgang mit Gewalt
Bereits im Dezember 2023 kam es an der Stadtschule Gransee zu einem schweren körperlichen Übergriff auf ein achtjähriges Kind. Die Presse, wir als Stadtfraktion sowie die AfD-Fraktion im Landtag Brandenburg berichteten darüber und stellten entsprechende Anfragen zu diesem Vorfall.
Vor diesem Hintergrund ist für uns schwer nachvollziehbar, wie es zu dem aktuellen Vorfall kommen konnte. Wir sind davon ausgegangen, dass die damals eingeleiteten Präventionsmaßnahmen und pädagogischen Gespräche zu einer nachhaltigen Sensibilisierung geführt hätten. Zugleich sind wir der Auffassung, dass solche Maßnahmen nur eine begrenzte Wirkung entfalten, wenn sie nicht von klaren Konsequenzen begleitet werden.
Aus unserer Sicht müsste bei derart schwerwiegenden Vorfällen zumindest ein temporärer Schulverweis oder die Androhung eines solchen im Raum stehen.
Ein ähnlicher Vorfall an einer benachbarten Grundschule zeigt eine andere Vorgehensweise: Dort soll ein deutscher Schüler einen Mitschüler mit den Worten „Ich stech’ dich ab“ bedroht haben. In diesem Fall wurde unmittelbar die Polizei gerufen, und der Schüler wurde von den eingesetzten Bediensteten „umzingelt“. Wie der Fall ausgegangen ist, ist uns bisher nicht bekannt. Es drängt sich jedoch der Eindruck auf, dass vergleichbare Vorfälle an Schulen unterschiedlich bewertet und behandelt werden. Eine einheitliche, objektive Einschätzung und Reaktion auf solche Formen von Gewalt an Schulen ist künftig dringend anzustreben.

Entwicklung der Gewaltformen und bestehende Regelungen
Gewalt an Schulen hat es leider immer gegeben und wird es vermutlich immer geben. Auch wir haben in unserer Schulzeit Konflikte erlebt. Allerdings beschränkten sich diese damals in aller Regel auf einfache körperliche Auseinandersetzungen oder Drohungen. Uns ist aus dieser Zeit nicht bekannt, dass bewusst mittels einer Waffe oder eines anderen gefährlichen Werkzeugs Gewalt angedroht, jemand konkret bedroht oder gar angegriffen wurde.

Salopp gesagt: Es blieb meist bei einfachen Schlägen gegen Kopf oder Körper. Anschließend wurde der Konflikt durch Gespräche, durch das Hinzuziehen der Eltern oder durch schulische Disziplinarmaßnahmen (z. B. Androhung eines Verweises oder befristeter Schulausschluss) geahndet.
Seit dem 01.04.2024 enthalten die Betreuungsverträge einen Passus, der es dem Träger ermöglicht, bei schwerwiegenden Gründen wie körperlicher, verbaler oder seelischer Gewalt eine fristlose Kündigung oder einen vorübergehenden Ausschluss auszusprechen. 
Aus unserer Sicht ist bislang jedoch unklar, ab welcher konkreten Art von körperlicher, verbaler oder seelischer Gewalt ein solcher vorübergehender Ausschluss tatsächlich ausgesprochen wird.
Es darf nicht sein, dass ein „einfacher Schubser“ und eine Drohung mittels einer Waffe oder eines anderen gefährlichen Werkzeugs in der Praxis mit denselben Maßnahmen beantwortet werden. Hier braucht es klare Kriterien, nachvollziehbare Konsequenzen und eine konsequente Anwendung der bestehenden Regelungen.

Forderung nach Transparenz und Konsequenz
Uns ist es ein großes Anliegen, dass derartige schwerwiegende Vorfälle in Zukunft möglichst verhindert und – falls sie dennoch auftreten – transparent gegenüber der Öffentlichkeit kommuniziert werden. Dazu gehört nach unserer Auffassung, eine klare und konsequente Linie im Umgang mit Gewalt an Schulen.
Wir möchten nicht eines Tages lesen oder hören, dass es in Gransee oder in einer unserer Gemeinden zu einem tatsächlichen Messerangriff gekommen ist, nur weil zuvor Warnsignale verharmlost oder verschwiegen wurden. Wenn Eltern aus Angst vor dem Vorwurf der „Hassrede“, aus Sorge vor Stigmatisierung oder aus Furcht um ihr eigenes Ansehen die Wahrheit zurückhalten, tragen am Ende vor allem die betroffenen Kinder – die Opfer – die Konsequenzen.
Wir fordern daher:
1. Eine klare, einheitliche Linie beim Umgang mit schwerwiegenden Gewaltvorfällen an Schulen und im Hort, einschließlich eindeutiger Kriterien für temporäre Ausschlüsse und Schulverweise.
2. Transparente Information der Elternschaft und der Öffentlichkeit, soweit dies datenschutzrechtlich und persönlichkeitsrechtlich möglich ist.
3. Eine offene, sachliche Diskussion über Gewaltprävention, Ursachen und geeignete Maßnahmen, ohne Probleme zu verschweigen oder zu verharmlosen.
Wir wünschen Ihnen und ihren Familien ein besinnliches Weihnachtsfest sowie einen guten Start in ein glückliches und erfolgreiches neues Jahr. 
Vielen Dank für die gute Zusammenarbeit in diesem Jahr.
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